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BEDROHTE SOUVERÄNITÄT: SCHWEIZER STÄDTE UM 1800
Der Niedergang der städtischen Freiheit
Man kann die frühneuzeitliche Ausbildung der europäischen Staaten als Verfallsgeschichte
lesen, nämlich als Verlust kommunaler Freiheiten. Diese Sichtweise leuchtet gerade dann
ein, wenn es um die Mediatisierung der Reichsstädte 1803 geht, die im internationalen
Vergleich gleichsam eine Entwicklung nachholt, die anderswo bereits früher erfolgt ist. In
Frankreich sind die Städte, namentlich die »bonnes villes«, seit Saint-Louis und bis zum
Ende des 16. Jahrhunderts eine Stütze der Monarchie und entsprechend privilegiert. Nicht
zuletzt im Zug der Auseinandersetzung mit den Hugenotten (Erobenmg von La Rochelle)
und schließlich im Gefolge der Fronde verlieren sie im 17. Jahrhundert ihre Sonderstellung.
Das zeigt sich formal etwa darin, daß sie die Provinzialstände nicht mehr besuchen können,
und materiell in der immer größeren Rolle, die königlichen Beamten in den urbanen Ver-
waltungen zukommt - namentlich den Intendanten. Die französische Revolution schließt
diese Entwicklung in der berühmten Nacht vom 4. August 1789 ab, in der alle Privilegien
abgeschafft werden, darunter ausdrücklich auch diejenigen der Städte: »Tous les privileges
particuliers des provinces, pays, cantons, villes et communautes d'habitants, soit pecuniai-
res soit de toute autre nature, sont abolis sans retour et demeureront confondus dans le droit
commun.« Die Vereinheitlichung erfolgt sogar terminologisch, aus »ville«, »bourg« und
»village« wird generell »commune«. In England plant das Rumpfparlament bereits 1649,
alle Charters, also die königlichen Privilegien, einzuziehen. Dies wird nicht durchgeführt,
aber die obrigkeitliche Kontrolle der Charters - bis hin zu ihrer Kassierung - wird fortan zu
einer Hauptaufgabe der englischen Städtepolitik. Allerdings werden erst durch die Wahl-
rechtsreform von 1832 gewisse städtische Privilegien abgeschafft, die etwa den »rotten
Boroughs«, praktisch inexistenten Stadtgemeinden, ungleich mehr Partizipationsrechte zu-
gestanden haben als den aufstrebenden Industriemetropolen wie Manchester oder Birming-
harn. Schon früher als in Frankreich und in England, nämlich nach dem Aufstand der
Comuneros 1520 und nach der kurz darauf folgenden Germania in Aragon, verlieren die
spanischen Städte ihre Autonomierechte, die katalonischen dann ebenfalls nach den Un-
ruhen in der Mitte des 17. Jahrhunderts. Gleichzeitig scheitert der republikanische Aufstand
in Neapel, und auch in Belgien setzt sich das monarchisch-absolutistische Prinzip der
Habsburger gegen die einst weitreichenden Stadtrechte immer stärker durch. Ähnlich be-
deutet das 16. oder spätestens das frühe 17. Jahrhundert das Ende der meisten städtischen
Herrschaftsrechte in Ungarn, Böhmen und Polen, so daß das Fazit generalisierend lauten
kann: »Der -rnodeme- [Fürsten- ]Staat ... bedurfte der Städte zur Herrschaftsausübung nicht
mehr.«!
1 HERBERT KNITTLER, Die europäische Stadt in der frühen Neuzeit. Institutionen, Strukturen, Ent-
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Die Reichsstadt St. Gallen hat sich viel länger als die anderen eidgenössischen Orte ihre
Privilegien vom Kaiser bestätigen lassen, letztmals 1642.3 Wie der Fürstabt, so ist auch die
Stadt St. Gallen in der Reichsmatrikel aufgeführt und in den schwäbischen Reichskreis
eingeteilt; auf gedruckten Mandaten findet sich noch 1736 der doppelköpfige Reichsadler.
Mit Vorbehalten kann man also reichsrechtlich 1798 beziehungsweise 1803 durchaus von
einer Mediatisierung der Stadt St. Gallen sprechen, allerdings mit dem im Vergleich zu
Deutschland bezeichnenden Unterschied, daß die Stadt nicht einem Territorialherren - in
diesem Fall wäre es der Fürstabt - unterstellt wird, sondern selbst Hauptstadt im Kanton St.
Gallen wird. Anders ergeht es der Stadt Rapperswil am Zürichsee, eigentlich eine Reichs-
stadt, die seit 1464 unter der Schirmherrschaft von vier katholischen Landorten und später,
nach dem Toggenburger Krieg von 1712, von drei reformierten Kantonen steht; von Letz-
teren erhält Rapperswil 1742 die im Jahr 1379 von König Wenzel gewährten Privilegia de
non appellando und de non evocando wieder zuerkannt." Rapperswil, das kein Territorium
hat, erlangt also 1803 nicht wieder seine ursprüngliche Freiheit, sondern wird im neuen
Kanton St. Gallen munizipalisiert. Einen ähnlichen Status hat die rechtsrheinische ehema-
lige Reichsstadt Stein am Rhein, die bis 1798 unter der Schirmherrschaft Zürichs gestanden
hat und in der Mediation zum näher liegenden Kanton Schaffhausen geschlagen wird.
Ähnlich ergeht es der Stadt Biel, die als Zugewandter Ort der Eidgenossenschaft im Ancien
Regime rechtlich noch besser gestellt gewesen ist, sich als souverän betrachtet hat, aber
1802 unter französische Herrschaft geraten ist und dann einen eigenen »Canton de Bienne«
im Departement du Haut Rhin gebildet hat. Trotz dem Wunsch, ebenfalls als Kanton der
Eidgenossenschaft beizutreten, wird Biel 1815 im Wiener Kongreß Bern zugeschlagen,
dem es zuvor nie angehört hat. Das Dorf Gersau am Vierwaldstättersee versteht sich, dank
Privilegien König Sigismunds, seit dem 15. Jahrhundert als reichsunmittelbar und gilt als
Zugewandter der Innerschweizer Landorte. 1803 wird Gersau dem Kanton Schwyz zuge-
schlagen, und trotz anhaltendem Widerstand und einem Intermezzo von 1814 bis 1817 als
»Republik« kann auch die Restauration nach dem Wiener Kongreß daran nichts mehr
ändern: Die Tagsatzung entscheidet 1817, daß der Flecken und die Landschaft Gersau eine
Gemeinde beziehungsweise ein Bezirk von Schwyz sein soll. Man müßte hier also nicht
von einer Mediatisierung oder Munizipalisierung, sondern von einer »Kommunalisierung«
sprechen. Auf der anderen Seite des Vierwaldstättersees liegt das Kloster Engelberg mit
seinem Territorium, das ebenfalls als Zugewandter seiner vier Innerschweizer Schirmorte
gilt. Der Klosterstaat verzichtet 1798 auf seine Herrschaftsrechte und fällt 1803 an Nid-
waIden. Ebenso verlieren die anderen geistlichen Reichsfürsten in der Schweiz durch den
Reichsdeputationshauptschluß ihre weltlichen Hoheitsrechte. Das gilt außer für den Fürst-
abt von St. Gallen für die Fürstbischöfe von Basel und Chur mit ihren Territorien, außerdem
für verschiedene Titularfürsten ohne Landesherrschaft: die Fürstbischöfe von Lausanne und
Sitten, die Fürstäbte von Muri, Pfäfers, Einsiedeln und Disentis sowie die Fürstäbtissin von
Schänis.
3 CARL MOSER-NEF, Die freie Reichsstadt und Republik Sankt Gallen. Geschichte ihrer Verfassung
und staatsrechtlichen Entwicklung, Bd. 2, Zürich 1931, 700f.; BETTINA BRAUN, WOLFGANG
DOBRAS, St. Gallen. Eine Stadtrepublik zwischen Reich und Eidgenossenschaft, in: BETTINA
BRAUN, CHRISTINE ROLL, HEIDE STRATENWERTH (Hg.), Recht und Reich im Zeitalter der Refor-
mation. Festschrift für Horst Rabe, Bem et al. 21997, 397-416.
4 XAVER RICKENMANN, Geschichte der Stadt Raperswil von ihrer Gründung bis zu ihrer Einverlei-
bung in den Kanton St. Gallen (Geschichte der Stadt Raperswil, Bd. l, 2), Rapperswil 21878,
271-297.
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Man kann also festhalten, daß die Eidgenossenschaft um 1800 durchaus »Mediatisierun-
gen« erlebt, beziehungsweise analoge Einordnungen gefreiter Kommunen in den über-
geordneten Staatsverband. Eine allumfassende Mediatisierung erfolgt im Jahr 1798, die alle
vormals reichsfreien Städte und Talschaften im Einheitsstaat zu Verwaltungseinheiten der
Helvetischen Republik degradiert. Nach deren Scheitern erfolgen die Mediatisierungen
nicht auf der gesamtschweizerischen Ebene, sondern auf derjenigen der souveränen Kanto-
ne: Sie bilden fortan die Grundeinheit der Eidgenossenschaft, und überlieferte Freiheits-
und Herrschaftsrechte werden dort kassiert, wo es aus historischen, territorialen oder recht-
lichen Gründen für eine eigene Kantonsbildung nicht reicht. So vehement Schwyz oder
Nidwalden die eigene Souveränität zurückzuerlangen suchen, so selbstverständlich inkor-
porieren sie Gersau oder Engelberg.
Verfassungsprojekte für die Schweiz
Die meisten Schweizer sind es bis heute gewohnt, die fünf Jahre der Helvetik als unglück-
liches Intermezzo einer faktischen Fremdherrschaft mit einer oktroyierten Verfassung ab-
zutun. In dieser Perspektive geht der Blick für weitere Alternativen verloren, die sich in der
napoleonischen Zeit den Eidgenossen anboten. Der Weg zum restaurierten Staatenbund und
von dort zum modernen Bundesstaat ist keineswegs zwingend, eine ähnliche Entwicklung
wie etwa in den Niederlanden ist um 1800 durchaus denkbar.
So sehen deutsche Jakobiner die Helvetische Republik als Kem eines revolutionierten
süddeutschen Staates, der vom Main zu den Alpen und vom Rhein nach Bayern reichen
soll. Dies jedenfalls ist das Programm, das Karl Fahrländer im Sommer 1799 in einem
Aufsatz über die Vereinigung eines Theiles von Deutschland mit Helvetien verkündet. Be-
reits am 19. Februar 1799 hat das Schweizer Direktoriumsmitglied Frederic Cesar de La
Harpe, eine Führungsfigur der Helvetik, dem Gesandten in Paris geschrieben: »Die Schwa-
ben lassen uns fragen, ob wir sie wollen. Sie warten nur auf den Augenblick sich zu
erheben.e' Es wird allerdings nichts aus solchen Plänen, die Schweiz territorial zu einer
zentralistisch-republikanischen Mittelmacht auszubauen - und damit das mittelalterliche
Alemannien oder Schwaben wiederherzustellen, so wie die südlichen und die nördlichen
Niederlande zumindest vorübergehend auch wieder zusammenfinden.
Realistischer und für die Schweizer Zeitgenossen furchterregend ist dagegen die gleich-
sam umgekehrte Variante, die Inkorporation der Eidgenossenschaft in eine Monarchie. Ein
Anschluß an Frankreich ist nie auszuschließen," und für beträchtliche Teile der heutigen
5 ALFRED RUFER, Das Projekt für eine bis zum Main reichende helvetische Republik aus dem Jahr
1799, in: Politische Rundschau 25 (1946), 310-323 ; MARKUS KUTTER, Die Schweizer und die
Deutschen, Zürich 1995, 41-46; ERICH PELZER, Die Helvetik und das Projekt einer süddeutschen
Republik. Synchrone Betrachtungen, in: CHRISTIAN SIMON (Hg.), Blicke auf die Helvetik (Dossier
Helvetik, Bd. 5/6), Basel 2000, 192-213.
6 Vgl. dazu die Anekdote, die der Thuner Karl Koch überliefert, der als Gesandter an der verfassungs-
gebenden Consulta von 1802 in Paris mitwirkt: »Ein fränkischer Offizier brachte zuerst den Toast
au premier Consul an. Sodann ein anderer ä la prosperite de la republique helvetique.... Bel dem
2. sagte ich dem General Frerc, der neben mir saß: .il faudrait plutöt boire - ä la posterite de la
republique helvetique! quä sa prosperite-, worüber er lachen mußte, weil die allgemeine Opinion
hier ist, daß die Schweitz vereinigt werde, welchen Glauben auch ich von Paris zurück bnnge,
obschon ich mich sicher nie als Werkzeug dazu gebrauchen lassen werde.«
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Es ist im Zusammenhang mit der europäischen Diplomatie noch anzufügen, daß die
internationale Vernetzung von Schweizer Staatsmännern ebenfalls eine Rolle spielt. Es ist
schon vor 1798 nicht so, daß die aristokratischen Republikaner zumindest aus Städten wie
Bern oder Zürich einen Fremdkörper in der abendländischen Staatenwelt gebildet hätten.
Erst recht gilt dies in der sozial durchlässigeren napoleonischen Phase, als sich auch dem
gebildeten Bürgertum neue Aufstiegschancen auftun. Der bekannte Schul-, Kultus- und
Wissenschaftsminister der Helvetik, Philipp Albert Stapfer, weilt ab 1800 als Botschafter in
Paris, wo auch seine Frau herstammt. Seine engen Beziehungen zu Napoleon und zu Tal-
leyrand wirken sich in der Mediation positiv aus, nicht zuletzt darin, daß mit den anderen
neuen Kantonen Stapfers Heimat Aargau trotz Berner Restaurationsplänen unabhängig
bleibt. Ebenfalls bekannt ist die Rolle, die der bereits erwähnte helvetische Revolutionär La
Harpe spielt, der als früherer Erzieher Alexanders I. das offene Ohr des Zaren findet, wie
übrigens auch ein weiterer Waadtländer, Antoine-Henri Jomini, der im russischen Heer als
General dient. Schließlich kann man auch den Genfer Patrizier Charles Pictet-De-Roche-
mont erwähnen, der sich in Wien und Paris als geschickter Unterhändler bewährt, die
richtigen Kontakte knüpft und die völkerrechtliche Anerkennung der Schweizer Neutralität
erlangt.
Im zweiten Teil der Ausführungen geht es aber nicht um solche biographische oder
ereignisgeschichtliche Umstände der Schweizer Selbstbehauptung, sondern im Kontext des
Problemkreises »Mediatisierung« um vier eher strukturelle, innenpolitische Voraussetzun-
gen dafür. Behandelt werden sollen sie in Ergänzung zum erwähnten außenpolitischen
Phänomen der strategischen Neutralisierung, welche die Großmächte dem Alpenland von
jeher zudachten:
I. Die Souveränität der Kantone und das entsprechende Staatsverständnis
2. Rechtsverständnis und Rechtspraxis in der Schweiz
3. Lokale Autonomierechte und die diesbezüglich konservative Mentalität
4. Die defizitäre Staatsbildung. vor allem im Hinblick auf die Ressourcenerhebung
Souveränität vs. Reichsfreiheit
Obwohl oben bereits wiederholt von souveränen Kantonen die Rede war, darf man diesen
völkerrechtlichen Status nicht einfach als gegeben ansehen. Vielmehr spielt die Souverä-
nität gerade für eine komparative Einordnung der Mediatisierung eine wichtige Rolle. Die
1803 mediatisierten Reichsstädte im Schwaben nördlich und östlich des Bodensees unter-
scheiden sich nämlich um 1500 nicht grundlegend von den 1803 in ihrer Unabhängigkeit
wieder hergestellten schwäbischen und burgundischen Reichsstädten südwestlich des Bo-
densees, also in der heutigen Schweiz. Auch im 16. und 17. Jahrhundert kann man mit Hans
Eugen Specker im Hinblick auf die Verfassungsstruktur der eidgenössischen und schwä-
bischen Reichsstädte »sehr viel mehr Gemeinsamkeiten als Unterschiede« feststellen. 14 Das
14 HANS EUGEN SPECKER, Vergleich zwischen der Verfassungsstruktur der Reichsstadt DIrn und an-
derer oberdeutscher Reichsstädte mit der eidgenössischer Stadtrepubliken, in: MARTIN BIRCHER,
WALTER SPARN, ERDMANN WEYRAUCH (Hg.), Schweizerisch-deutsche Beziehungen im konfessio-
nellen Zeitalter. Beiträge zur Kulturgeschichte 1580-1650 (Wolfenbütteler Arbeiten zur Barockfor-
schung, Bd. 12), Wiesbaden 1984, 77-99.
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gilt nicht nur für den inneren Aufbau der Regierung, sondern auch für die reichs- und
staatsrechtliche Verortung dieser Städte. Diese Nähe verrät sich in der offiziellen Reprä-
sentation, wie ein Blick auf - beispielsweise - Ulm und Zürich lehren kann. Wie es in
diesem Raum üblich ist, symbolisieren beide Städte ihre Reichsfreiheit durch die sogenann-
te Wappenpyramide.P Unten neigen sich zwei Schilde mit dem Wappen der Reichsstadt
einander zu, darüber ruht der Reichsadler, der die lokalen Freiheiten zum Ausdruck bringt.
Denn es handelt sich um eine Freiheit, welche die Stadt im Reich und durch das Reich,
durch kaiserliche Privilegien erhalten hat. Das ist in Zürich lange Zeit nicht anders als in
Ulm, ändert sich aber allmählich in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts. Besonders gut
greifbar ist der Wandel beim 1698 fertiggestellten Zürcher Rathaus. Im Neubau wird ein
Triptychon aufgehängt, das Hans Asper 1567 gemalt hat und das bereits im alten Rathaus
aufgehängt gewesen ist. Über dem städtischen Wappen hat Asper nicht nur den doppel-
köpfigen Adler, sondern noch weitere Reichsinsignien gemalt: die Kaiserkrone, dazu in der
Hand des Löwen den Reichsapfel. Dies alles wird jedoch übermalt, als die Zürcher Aspers
Gemälde transferieren: Der Reichsadler und damit die Wappenpyramide werden verdrängt
durch einen Freiheitsaltar, auf dem die drei ersten Eidgenossen beim Bundesschwur auf
dem Rütli zu erkennen sind. Auf dem Altar liegen der Freiheitshut und Symbole republi-
kanischer Prosperität, nämlich der Merkurstab und Ähren. Anstelle des Reichsapfels hält
der linke Löwe einen Palmwedel als Symbol von Friede und Belohnung in der Pfote."
Ausgedrückt wird durch die Übermalung, daß Zürich seine Freiheiten nicht (mehr) dem
Reich verdankt, SOlidem seine Freiheit aus sich selbst schöpft; daß also Zürich im eigent-
lichen Sinn Bodins souverän ist, über sich niemanden anerkennt außer Gott allein. Diese
Überzeugung läßt sich auch bei einem weiteren ikonographischen Vergleich nachweisen.
Über dem Portal des neuen Zeughauses in Ulm, das ab 1665 errichtet worden ist, kann man
noch heute ein Wappen erkennen, das ursprünglich aus dem 19. Jahrhundert stammen dürf-
te (Abb. 8).17 Es handelt sich um das Wappen des Hauses Württemberg, darüber eine
fünfzackige Krone und ein Hermelinumhang, der das Wappen baldachinartig überwölbt. All
dies sind Symbole der (fürstlichen) Souveränität, die in Ulm seit der Mediatisierung beim
Haus Württemberg liegt. Sie begegnen ebenso auf dem Titelbild, das ein gewisser Johann
Philipp Kuzel in den 1780er Jahren für eine Zürcher Sammlung von Statuten und Privile-
gien der ennetbirgischen Vogteien im Tessin malt (Abb. 9).'8 Beim Künstler dürfte es sich
kaum um einen Zürcher handeln, denn heraldisch vertauscht er die zwei Standesfarben. Das
ist aber in diesem Zusarmnenhang unwichtig. Vielmehr fallen die Gemeinsamkeiten mit
dem Württemberger Wappen auf: fünfzackige Krone, baldachinartiger Hermelinvorhang.
Hinzu kommen bei Kuzel allerdings noch einige republikanische Symbole: der Freiheitshut,
TeIls Pfeil mit Apfel (allerdings mit einem Bogen statt einer Armbrust), auch Olivenzweige,
15 GÜNTER MATTERN, Die Wappenpyramide. in: Schweizer Archiv für Heraldik 97/98 (1983/84),
53-66, 77-91; ausführlich demnächstTHOMAS MAlsSEN, Die Geburt der Republik. Staatsverständ-
nis und Repräsentation in der frühneuzeitlichen Eidgenossenschaft, Göttingen 2004.
16 Abbildung und Analysebei THOMAS MAlSSEN, Des insignesimperiaux ä un imaginairerepublicain:
la representation de la Confederation helvetique et des Provinces-Unies autour de 1648, in: KLAUS
BUSSMANN, JACQUES THUILLIER (Hg.), 1648: paix de Westphalie, I'art entre la guerre et la paix,
Paris 1999,477-511.
17 Abgebildet bei HANS KOEPF, DImer Profanbauten. Ein Bildinventar (Forschungen zur Geschichte
der Stadt DIrn: Reihe Dokumentation, Bd. 4), Stuttgart 1982, 170.




ein Symbol friedlicher Eintracht, die in einer vielköpfigen Republik viel fragiler ist als bei
einem Monarchen.
Zürich repräsentiert sich also heraldisch so wie ein absolutistisches Fürstenhaus - und
nicht wie eine Reichsstadt. Genau das meint, auf der semantischen Ebene, in der Frühen
Neuzeit auch der Titel »Republik«: eine souveräne und absolute Herrschaft von mehreren
oder vielen über Untertanen (und nicht über Bürger). Die Reichsstadt ist dagegen streng-
genommen keine Republik, auch wenn Einwohner von Reichsstädten im 18. Jahrhundert
diese Bezeichnung gelegentlich verwenden und obwohl Bewohner von ehemaligen Reichs-
städten sich im 21. Jahrhundert mit großem Stolz an solche Fälle erinnern und damit (zu)
viel assoziieren. Zu etwas mehr Vorsicht mahnt der illustre Reichspublizist Johann Jacob
Moser, der im Jahr 1749 festhält: »Einige Reichsstädte besitzen zwar ziemlich-schöne
Gebiete, also daß eine solche Stat in sensu Juris publici Europaei so gut und besser eine
Republic als Lucca und S. Marino abgeben könnte; ... weil aber das Wort: Republique
geminiglich heut zu Tag von einem Souverainen, nächst auf die gecrönte Häupter kom-
menden, Staat genommen zu werden pflegt; so ist es prudentiae, daß sich die Reichs-stätte
dises Praedicats in Stylo curiali enthalten, wenn sie nicht damit anstossen wollen.«!" In
diesem Sinn gebietet der Reichshofrat 1717, es sei »das ungewohnliche Wort: Republique
von denen Reichs-Stätten allenthalben zu unterlassenc.t" ebenso verweigert Christian Au-
gust Beck, ein Lehrer Josephs II., den Reichsstädten den Titel »freie Republik«, weil sie
dem Kaiser huldigen." Schließlich hält auch der letzte Schultheiß von Frankfurt am Main
fest, seine Vaterstadt sei niemals eine Republik gewesen, »es war eine kaiserliche Stadt und
die Senatoren waren Minister des Kaisers und des Reichshofrates. Die Bürger konnten
bloss klagen und hatten nichts zu sagen«.22
Es ist in Oberschwaben gegenwärtig üblich, unter nicht immer gerechtfertigter Berufung
namentlich auf Werke von Peter Blickle, Rolf Kießling und Urs Hafner, die dortigen
Reichsstädte nicht nur als freiheitliche Republiken, sondern auch als - 1803 abgewürgte -
Sprößlinge der modemen Demokratie anzusehen.P Dabei wird nicht nur die soeben ausge-
19 JOHANN JACOB MOSER, Teutsches Staats-Recht, Bd. 39, Leipzig/Ebersdorff 1749, 281; zitiert bei
THOMAS FRÖSCHL, Die frühneuzeitliche Republik. Verfassungsform, Selbstverständnis und Selbst-
darstellung der europäischen »Ausnahme« vom 16. zum 18. Jahrhundert, (Ungedruckte Disserta-
tion) Wien 1981, 1.
20 MOSER, Staats-Recht (wie Anm. 19),282, zitiert nach WOLFGANG MAGER, Respublica und Bürger.
Überlegungen zur Begründung frühneuzeitlicher Verfassungsordnungen, in: GERHARD DILCHER
(Hg.), Res publica. Bürgerschaft in Stadt und Staat, Tagung der Vereinigung für Verfassungsge-
schichte in Hofgeismar am 30./31. März 1987 (Beihefte zu »Der Staat«, Bd. 1988), Berlm 1988,
67-84, hier 74.
21 KARL SIEGFRIED BADER, Die oberdeutsche Reichsstadt im alten Reich, in: DERS., Schriften zur
Rechtsgeschichte, hg. v. CLAUSDIETER SCHOTT (Ausgewählte Schriften zur Rechts- und Landes-
geschichte, Bd. 1), Sigmaringen 1984, 485-504, hier 502.
22 Zitiert nach HELMUT BÄHME, Die Freie Reichsstadt Frankfurt und ihr Bürgertum, in: LANDTAG
RHEINLAND-PFALZ (Hg.), Die Mainzer Republik. Der rheinisch-deutsche Nationalkonvent, Speyer
1993, 39.
23 Vgl. PETER BUCKLE (Hg.), Verborgene republikanische Traditionen in Oberschwaben (Ober-
schwaben - Geschichte und Kultur, Bd. 4), Tübingen 1998; URS HAFNER, Republik Im Konflikt.
Schwäbische Reichsstädte und bürgerliche Politik in der frühen Neuzeit, Tübingen 2001, v. a.
187-220; für eine Auseinandersetzung mit diesen Arbeiten MAISSEN, Geburt der Republik (wie
Anm. 15).
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führte Differenz von freier Reichsstadt und souveräner Republik vernachlässigt, sondern
auch die Tatsache, daß die alteuropäischen Republiken nur sehr bedingt Vorläufer der
modemen Republiken sind, wie sie sich in einem sehr langwierigen Prozeß ab 1787 bezie-
hungsweise 1791 entwickeln. Das Repräsentationsprinzip, individuelle Freiheits- und Bür-
gerrechte oder der gewaltenteilige Rechtsstaat sind keine Erfindung der Reichsstädte, die in
der aufgeklärten Staatstheorie ebenso wie Venedig oder die eidgenössischen Kantone oft als
willkürliche Despotien gebrandmarkt werden. So nennt Wilhelm Ludwig Wekhrlin die
Untertanen von Fürsten »beneidenswerte Menschen«: »Wie glücklich seid ihr unter der
sanften und weisen Regierung eurer Herrschaft.« Was sich dagegen in den Reichsstädten
»freie Bürger- nenne, sei in Wahrheit nichts anderes als »die verächtlichen Sclaven einer
Anzahl Dummköpfe, die von einem Narren beherrscht wird«24 Despotismus im Sinne
uneingeschränkter Machtvollkommenheit und damit mangelnder Rechtssicherheit gibt es
nach Immanuel Kant dort, wo die Gewaltenteilung fehlt, und das ist gerade in diesen
oligarchischen Stadtherrschaften des Ancien Regime der Fall. Nicht Abdera, sondern Preu-
ßen ist der Ort, wo sich Kant den Rechtsstaat vorstellen kann, der seinen Bürgern ohne
Rücksicht auf ständische Differenzen Recht angedeihen läßt." In den großen Monarchien
und nicht in den kleinlichen, intoleranten, zünftisch überreglementierten, eifersüchtig ihre
Partikularrechte hütenden und konfessionell bigotten Städten ist auch Constants »Liberte
des modernes« angesiedelt, die Freiheit und der Genuß im Privat- und Geschäftsleben -
also etwa die Gewerbefreiheit oder die Ehe mit Angehörigen einer anderen Konfession. Die
moderne Synthese aus der alteuropäischen Tradition von Gleichheit und Partizipation unter
städtischen Eliten einerseits und andererseits von Rechtsstaatlichkeit und Individualrechten,
wie sie die aufgeklärten Absolutisten zumindest verheißen, ist - kaum nötig zu sagen -
weder eine Leistung des deutschen Südwestens noch des deutschen Nordostens, sondern
der anglo-amerikanischen und französischen Entwicklung.
Was bedeuten nun im Hinblick auf die Mediatisierung die ikonographischen Ähnlich-
keiten von Zürich und Württemberg, die Exklusivität des Titels »Republik« und der klare
Bruch zwischen alteuropäischen und postrevolutionären Republiken, zwischen der Freiheit
der Alten und derjenigen der Moderne? Im Reichsdeputationshauptschluß ersetzt das fran-
zösische Modell des homogenen Territorialstaats die konstitutionelle Vielfalt des Reichs-
sytems, Pufendorfs berüchtigtes »irregulare aliquod corpus et monstro simile«. Ab 1803/6
gibt es für die Gebilde des ehemaligen Reichs nur noch zwei Optionen - entweder sie sind
souverän, oder sie sind es nicht. Nicht mehr denkbar sind Mittelstellungen wie diejenige
einer vom Kaiser privilegierten Reichsstadt, deren Territorium an der Stadtmauer aufhört.
Denkbar sind hingegen, und dies bis heute, souveräne Kleinstaaten, deren Existenz ent-
weder von den mächtigeren Nachbarn geduldet wird, Beispiel Liechtenstein, oder die dar-
über hinaus durch eine Föderation sogar ein gewisses militärisches, defensives Potenzial
24 WILHELM LUDWIG WEKHRLIN, Chronologen, Bd. 4, Frankfurt/Leipzig 1779-1781, 124. Den Hin-
weis auf Wekhrlin (vgl. auch Anm. 46) verdanke ich Jean Mondot.
25 lMMANUEL KANT,Über den Gerneinspruch: Das mag in der Theorie richtig sein, taugt aber nicht für
die Praxis (1793), hrsg. v. H. MAlER, in: Werke. Akademie-Textausgabe, Bd. 8, 1912 (Ndr. 1968),
290; vgl. auch WOLFGANG MAGER, Art. Republik, in: OTTOBRUNNER, WERNER CONZE, REINHART
KOSELLECK (Hg.), Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Spra-
che, Bd. 5, Stuttgart 1984, 549-651, sowie THOMAS MAlSSEN, Art. Republik, in: Der neue Pauly,
Bd. 1512: Rezeption, Stuttgart/Weimar 2002, Sp. 714-742.
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erhalten. Das ist der Fall der Eidgenossenschaft, allerdings nicht erst seit dem Reichsde-
putationshauptschluß, sondern seit den Zeiten des Westfälischen Friedens. Zürich und die
anderen Kantone haben sich damit bereits im Ancien Regime zu anerkannten Gliedern der
Staatenwelt gemausert, und dies in einer außergewöhnlichen, aber bis heute bezeichnenden
Kombination: einerseits innenpolitisch jeder für sich als souveräner Kanton, andererseits
gegen außen alle zusammen als souveräne Eidgenossenschaft. Die dreizehn alten Orte
müssen also 1803 und 1815 nicht einen neuen Status einfordern oder legitimieren, wie ein
unabhängiges Ulm dies tun müßte, sondern sie können die Restauration ihres legitimen,'
vorrevolutionären Zustands einfordern. Bezeichnenderweise haben die Helvetische Repu-
blik und die französischen Besatzer 1798 befohlen, daß bildliehe Repräsentationen der
vormodernen Republik, wie sie eben vorgestellt wurden, nämlich die »Wappen der ehe-
maligen Regierung« und insbesondere Kronen als aristokratische Souveränitätssymbole. im
Namen von Volkssouveränität, Freiheit und Gleichheit zerstört werden sollen."
Solche Staats symbolik hat die Schweizer Orte bis 1798 als Teil der alten Welt ausge-
wiesen, eine alte Welt, wie sie schon Napoleon und dann erst recht die Heilige Allianz
wiederherstellen wollen. Aber als souveräne Kleinstaaten gehorchen die eidgenössischen
Kantone zugleich der modemen staats- und völkerrechtlichen Logik, wie sie sich ab 1803
endgültig im ganzen Abendland etabliert hat, nunmehr auch im bislang anders strukturier-
ten Gebiet des Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation. Es ist natürlich nicht so, daß
diese Logik in den revolutionären Jahrzehnten einen absoluten Schutz darstellt: Auch Ve-
nedig und Genua sind in der Frühen Neuzeit souverän, und doch bewahrt sie dies wie
erwähnt nicht davor, annektiert zu werden. Aber im Vergleich zu den Reichsstädten nörd-
lich des Rheins haben es die einstmaligen Reichsstädte und, seit dem 17. Jahrhundert,
Republiken der Eidgenossenschaft in Hinsicht auf den völkerrechtlichen Status einfacher,
um so mehr als es an einheimischen oder benachbarten Dynastien mangelt, die legitime
Herrschaftsansprüche anmelden könnten - abgesehen von den Habsburgern, denen aber die
anderen Mächte die Alpenpässe nicht überlassen wollen. Auf alle Fälle fehlt ein Geschlecht
wie die Oranier, die sich in den Niederlanden als Könige aufdrängen, als die Heilige
Allianz 1815 in ganz Europa das Legitimitätsprinzip in monarchischem Sinn durchsetzt-
außer in der Schweiz. Dort gibt es eine Reihe von völkerrechtlich anerkannten, poly ar-
chischen Souveränen, die grundsätzlich denselben Status beanspruchen können wie der
französische König: Nidwalden ist ebenso souverän gewesen wie Ludwig XVI. Und ebenso
wie das vergleichsweise stark nivellierte vorrevolutionäre Frankreich als demokratischer
Nationalstaat eine Zukunft hat, kann auch die Eidgenossenschaft auf eine solche hoffen,
nachdem einmal die rechtliche Gleichstellung aller Bürger durchgesetzt worden ist, was
1798 erfolgte und 1803 bestätigt wird. In den Reichsstädten nördlich des Rheins erfolgt
dieser Prozeß erst - und mit großen Mühen - in territorialstaatlichen Verbänden von einer
Größe, die gegen außen effizienten Schutz und gegen innere Widerstände konstitutionelle
»Modernisierung« durchzusetzen vermögen.
26 StaatsA Basel-Stadt, Räte und Beamte G 2 (6. Juli 1798, 3. August 1798); vgl. auch JOHANNES
STRICKLER (Hg.), Amtliche Sammlung der Acten aus der Zeit der Helvetischen Republik
(1798-1803) = ASHR, Bem 1886-1905, hier Bd. 1, Bern 1886,956 (Nr. 98,5. Mai 1798).
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Rechtsverständnis und Rechtspraxis
Mit dem Souveränitätsgedanken hängt das Rechtsverständnis zusammen. Die schweizeri-
schen Kantonsregierungen des Ancien Regime sind oberste Gesetzgeber und inappellable
Instanz der Rechtsprechung. Doch wirken in der Schweiz herkömmlich keine studierten
Juristen auf der Basis von geschriebenen Rechten. Es handelt sich um politische Gremien,
die nach dem Gewohnheitsrecht urteilen und keiner juristischen Ausbildung bedürfen, 1700
begnügt sich Johannes Fries, der von 1743 bis 1759 Bürgermeister von Zürich sein wird,
nach seinem Studium in Basel mit dem Lizentiat, »weil ein mit dem Axiomate eines
Doctoris iuris Charakterisierter ein ganz seltsames neues creatum in seiner Vaterstadt wä-
re«.27 Bezeichnend ist auch ein Rechsstreit zwischen dem Kloster Einsiedeln und dem
Kanton Schwyz im Jahr 1640, in dem das Kloster ein Gutachten eines Dr. Pflummern
anfertigen läßt, eines Rechtsgelehrten aus Überlingen. Schwyz lehnt es schlichtweg ab, auf
»das usgebreite sophistische buoch« auch nur einzugehen.f
Der gute Dr. Pflummern aus Überlingen zeigt, daß die schwäbischen Reichsstädte eine
andere Rechtskultur pflegen. In ihnen spielen die Ratskonsulenten eine bedeutende politi-
sche Rolle, sie haben eine universitäre, also römischrechtliche und reichsrechtliche Aus-
bildung hinter sich und sind über Appellationen, Klagen und das Wechselspiel von Petition
und Reskript mit den anderen, überlokalen Rechtsinstanzen verbunden, namentlich dem
Reichskammergericht und dem Reichshofrat. Im Vergleich zu den Schweizer Klein- und
Großräten sind damit die süddeutschen Patrizier weniger auf lokale Rechtstraditionen ver-
wiesen: Sie sind in einem überstädtischen. übergeordneten Rechtsverband integriert, sie
sind dort mit hierarchischen und monarchischen Strukturen konfrontiert, sie und vor allem
auch die innerstädtischen Oppositionsgruppen sind damit auch fähig, die Vorzüge einer
professionalisierten Rechtssprechung und ihre Nachteile zutreffend einzuschätzen. Neben
und über Abdera gibt es auch noch den Kaiserhof, wogegen die Eidgenossen ihren Kantön-
ligeist ungehindert und willkürlich austoben können. Tendenziell sind die deutschen
Reichsstädte also einer liberalen, rechts staatlichen Ordnung näher als die Schweizer Kanto-
ne mit ihrem republikanischen, primär an politischer Partizipation und nicht an Rechtssi-
cherheit orientierten Staatsverständnis. Gerade für die Untertanen, aber generell für mög-
liche Opfer von Willkür gilt Johann Pütters Feststellung aus dem späten 18. Jahrhundert:
»Ein wichtiger Vortheil der Reichsverfassung ist noch, dass gegen alle Mitglieder des
Reiches richterliche Hülfe stattfindet; ... da enthält unsere Reichsverfassung noch Mittel
und Wege, wie selbst Unterthanen gegen ihre Landesherrschaft bey einem höheren Richter
Schutz finden können; es sey nun, daß sie in einzelnen Rechtssachen noch zu Appellationen
... oder doch zu Klagen über Nichtigkeit oder versagtes Recht ihre Zuflucht nehmen, oder
27 PAUL GUYER, Politische Führungsschichten der Stadt Zürich vom 13. bis 18. Jahrhundert, in: HELL-
MUTH RÖSSLER (Hg.), Deutsches Patriziat 1430-1740, Limburg/Lahn 1968, 395-417, hier 408.
28 Vgl. CLAUSDlETER SCHOTT, Wir Eidgenossen fragen nicht nach Barteie und Baldeie ..., in: KARL
KROESCHELL (Hg.), Gerichtslauben-Vorträge. Freiburger Festkolloguium zum fünfundsiebzigsten
Geburtstag von Hans Thieme, Sigmaringen 1983, 17-45, hier 44, unter Berufung auf THOMAS
MERTEN, Die »Libertas Einsidlensis«. Eine juristische Deduktion des 17. Jahrhunderts, zugleich ein
Beitrag zur Rechtsgeschichte des Klosters Einsiedeln, Zürich 1978.
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(wie 26), 1283~ vgl. Problematik
des schweizerischen Nationalbewußtseins nach dem Zusammenbruch der Alten Eidzenossenschatt
1798, Diss. Zürich 1964.
diesem Phänomen demnächst auch A Contested Nation: History, Memory and
Nationalism in Switzerland 1761-1891, Cambridge 2003, v. a. das dritte Zimmer untersucht
die Opposition gegen die Helvetische vor allem in den Landsgemeindekantonen und
auf 102 als »a political discourse in which local autonomy and direct democracy
as authentie of character, while administrative centralisation and
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ber 1802, in deutscher zitiert nach CARL Politisches Jahrbuch
sehen 1, 1886, 386. zitierte Variante weicht ab von Pierre-Louis
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MONNARD als von JOHANNES VON Geschichten Schweizerischer Eidgenossen-
schaft, 14, 1851, 341-348. Vgl. auch Napoleons Ausführungen in MONNIER, Bonaparte
(wie 12), 118 f.
SURATTEAU, Un suisse
nalisme helvetique«, in: Actes du Colloque Patriotisme et Nationalisme en
Revolution francaise de Napoleon, 1973, 59-83. die »reaknve« 1-1,n.rn11p-l"lln,rY
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diesem Sammelband widerspiegeln diese Tatsache.
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